
1517 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Bericht 

des Finanzausschusses -

über den Antrag (663/A) der Abgeordneten 
Dr. Ewald Nowotny, Dipl.-Kfm. Dr. Günter 
Stummvoll und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit' dem das Kapitalmarktge-

setz geändert wird 

Die Abgeordneten Dr. Ewald Nowotny, Dipl.­
Kfm. Dr. Günter Stummvoll und Genossen haben 
am 17. Dezember 1993 den gegenständlichen 
Antrag im Nationalrat eingebracht und wie folgt 
begründet: 

"Durch die gegenständliche Neuregelung wird 
das Verfassungsgerichtshoferkenntnis vom 
10. März 1993, G 170/92-1, umgesetzt. Der 
Gesetzgeber reagiert damit auf die mit Wirkung 
vom 28. Februar 1994 vom Verfassungsgerichtshof 
verfügte Aufhebung von § 8 Abs. 2 und 3 KMG. -
Beeidete Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprü­
fungsgesellschaften sind nunmehr, wenn sie über 
die entsprechenden Haftpflichtversicherungen ver­
fügen, Kredit- und Finanzinstituten als Prospekt­
kontrolloren ohne Einschränkung gleichzuhalten. 
Dies legte es nahe, die bisherige Funktionsbezeich­
nung der Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprü­
fungsgesellschaften im Rahmen des KMG als 
"Gutachter" aufzugeben und sie in die Prospekt­
kontrollore des§ 8 Abs.2 (Z 3) einzureihen. Die _ 

log. Kurt Gartlehner 

Berichterstatter 

Umstellungen in den §§ 8, 11, 12, 14 und 16 sowie 
in den Anlagen tragen dem Rechnung. Darüber 
hinaus mußten die Kompetenzen von Kredit­
instituten zur Prospektkomrolle entsprechend der 
Neuregelung des Bankgeschäftskataloges im BWG 
sowie auf Grund der Bestimmungen über die 
Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit -verän­
dert werden; letzteres begründete auch ein 
Novellierungserfordernis bezüglich die Haftpflicht­
versicherer; die Umschreibung einer zusätzlichen 
Kontrollorpflicht erfolgte im Hinblick auf Art. 22 
Abs. 2 der Richtlinie 891298/EWG." 

Der Finanzaussch'uß hat den erwähnten Initiativ­
antrag in seiner Sitzung am 23. Februar 1994 in 
Verhandlung genommen. In der Debatte ergriff 
außer dem Berichterstatter der Abgeordnete Her­
mann B ö h a c k e r das Wort. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Finanzausschuß somit den An t rag, der National-
rat wolle dem an g e s chi 0 s sen enG e set z - 1-
e n t w u'rf die verfassungsmäßige Zustimmung • 
erteilen. 

Wien, 1994 02 23 

Dr. Ewald Nowotny 

Obmann 
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2 1517 der Beilagen 

Bundesgesetz, mit dem das Kapital­
marktgesetz geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Kapitalmarktgesetz, BGBI. NI. 625/1991, in 
der Fassung· des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 532/ 
1993 wird wie folgt geändert: 

1. § 8 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Der Prospekt ist· 

1. von einem genossenschaftlichen Prüfungsver­
band für Kreditgenossenschaften nach dem 
System Schulze-Delitzsch oder nach dem 
System Raiffeisen oder 

2. von der Prüfungs stelle des Sparkassen­
Prüfungsverbandes oder 

3. von einem beeideten Wirtschaftsprüfer oder 
einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder 

4. von 
a) einem Kreditinstitut im Sinne des § 1 

Abs. 1 BWG mit der Berechtigung zum 
Betrieb von Geschäften gemäß § 1 Abs. 1 
Z 9, 10 oder 11 BWG und mit anrechen­
baren Eigenmitteln von· mehr als 
250 Millionen Schilling oder 

b) einem Kredit- oder Finanzinstitut, das 
seine Tätigkeit in Österreich auf Grund 
der §§ 9, 11 oder 13 BWG über eine 
Zweigstelle oder im Wege des freien 
Dienstleistungsverkehrs erbringt, sofern es 
im Herkunftsmitgliedstaat (§ 2 Z 6 BWG) 
zur Erbingung vergleichbarer Geschäfte, 
wie sie in § 1 Abs.l Z 9, 10 oder 11 
BWG genannt sind, berechtigt ist und 
über anrechenbare Eigenmittel von mehr 
als 250-Millionen-Schilling-Gegenwert 
verfügt 

auf seine Richtigkeit und Vollständigkeit zu 
kontrollieren und bei deren Vorliegen vom 
K~ntrollor mit Angabe von Ort und Tag und der 
Beifügung "als Prospektkontrollor" zu unterferti­
gen. Diese Unterfertigung begründet die unwider­
legliche Vermutung, daß der Unterfertigte den 
Prospekt kontrolliert und für richtig und voll-

ständig befunden hat. Der Emittent hat dem 
Kontrollor sämtliche Unterlagen beizustellen, die 
eine zweifelsfreie Kontrolle der Richtigkeit und· 
Vollständigkeit der Prospektangaben ermöglichen. 
Der Kontrollor hat auf Grund des letzten Berichtes 
des Abschlußprüfers über den Emittenten gemäß 
§ 273 HGB, sofern eine gesetzliche Prüfungspflicht 
besteht, und auf Grund der vom Emittenten 
beizustellenden Unterlagen mit berufsmäßiger 
Sorgfalt zu kontrollieren, ob der Prospekt die 
von § 7 geforderten Angaben enthält und ob er die 
rechtlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse rich­
tig wiedergibt; sind Wertpapiere, mit denen 
Bezugsrechte auf Aktien verbunden sind, die 
ihrerseits bereits in einem anderen EWR-Mitglied­
staat, der der Sitzstaat der Aktiengesellschaft ist, 
zum amtlichen Handel an einer dort ansässigen 
Wertpapierbörse zugelassen sind, Gegenstand der 
Prospektkontrolle, so hat der Kontrollor außerdem 
die Stellungnahme der zuständigen Zulassungsstelle 
des Sitzstaates einzuholen. Die vom Emittenten 
beizustellenden Unterlagen sind durch Stichproben 
auf Richtigkeit und Vollständigkeit zu kontrol­
lieren. Ergibt sich der Verdacht mangelnder 
Richtigkeit oder Vollständigkeit der Unterlagen 
oder der Prospektangaben, so hat der Kontrollor 
zu seiner Klärung weitere Kontrolltätigkeiten 
vorzunehmen; bestätigt sich der Verdacht, so hat 
er die erforderlichen Berichtigungen und Ergän­
zungen im Prospekt zu veranlassen. Kontrollore 
nach Z 3 haben eine Haftpflichtversicherung bei 
einem im Inland zum Betrieb des Versicherungs­
geschäftes berechtigtes Versicherungsunternehmen 
abzuschließen, die das aus der Prospektkontrolle 
resultierende Risiko abdeckt, wobei die Dek­
kungssumme . des Vers'icherungsvertrages minde­
stens 50 Millionen Schilling pro einjähriger Ver­
sicherungsperiode betragen muß und die Ver­
sicherungsprämie vor· Prospektveröffentlichung zur 
Gänze zu bezahlen ist; der Versicherer hat das 
Bestehen dieser Versicherung sowie den Empfang 
der Prämie der Meldestelle vor Prospektveröffent­
lichung schriftlich bekanntzugeben. " 

2. § 8 Abs. 3 lautet: 
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,,(3) Wenn der Nominalwert der Gesamtemission 
oder der Verkaufspreis der Gesamtemission oder 
das gesamte Veranlagungskapital 10 Millionen 
Schilling oder den entsprechenden Schillinggegen­
wert in einer ausländischen Währung oder in einer 
Rechnungseinheit übersteigen, darf die Prospekt­
kontrolle 

1. durch einen Kontrollor nach Abs. 2 Z 1 
1. Fall nur erfolgen, wenn der Emittent 
a) dem Fachverband der Kreditgenossen­

schaften nach dem System Schulze­
Delitzsch als Mitglied angehört oder 

b) ein Kredit- oder Finanzinstitut ist, an dem 
ein oder mehrere Mitglieder des Fach­
verbandes gemäß lit. a insgesamt mit 
zumindest 25% direkt oder indirekt 
beteiligt sind; 

2. durch einen Kontrollor nach Abs. 2 Z 1 
2. Fall nur erfolgen, wenn der Emittent 
a) dem Fachverband der Kreditgenossen­

schaften nach dem System Raiffeisen als 
Mitglied angehört oder 

b) ein Kredit- oder Finanzinstitut ist, an dem 
ein oder mehrere Mitglieder des Fach­
verbandes gemäß lit. a insgesamt mit 
zumindest 25% direkt oder indirekt 
beteiligt sind; 

3. durch einen Kontrollor nach Abs. 2 Z 2 nur 
erfolgen, wenn der Emittent 
a) dem Fachverband der Sparkassen als 

Mitglied angehört oder 
b) ein Kredit- oder Finanzinstitut ist, an dem 

ein oder mehrere Mitglieder des Fach­
verbandes gemäß lit. a insgesamt mit 
zumindest 25% direkt oder indirekt 
beteiligt sind. 

§ 3 Abs. 3 gilt sinngemäß." 

3. In § 8 Abs. 4 entfällt die Wortfolge "oder den 
Gutachtern" . 

4. § 8 Abs. 5 lautet: 

,,(5) Die Prospektkontrolle durch ein Kredit­
oder Finanzinstitut im Sinne des Abs. 2 Z 4, bei 
dem ein Ausschließungsgrund im Sinne des Abs. 4 
vorliegt, ist entgegen Abs. 4 zulässig, wenn der 
Prospekt auch von einem weiteren Kontrollor im 
Sinne des Abs. 2 Z 1 bis 4, bei dem kein 
Ausschlußgrund vorliegt, kontrolliert wird. Bei 
Vorliegen eines Befangenheitsgrundes des Pro­
spektkontrollors im Sinne des § 271 HGB gelten 
der Prospekt sowie dessen allfällige Änderungen 
und Ergänzungen nur dann als kontrolliert, wenn 
auf diesen neben dem befangenen Prospektkon­
trollor auch ein unbefangener Kontrollor im Sinne 
des Abs. 2 Z 1 bis 4 gefertigt hat. Für das 
kontrollierende Kredit- oder Finanzinstitut, bei 
dem ein Ausschließungsgrund vorliegt, gilt die 
Beweislastumkehr des § 11 Abs. 1; die in § 8 
Abs. 3 geregelte Beschränkung für Kontrollore gilt 
nicht, falls diese als weitere Kontrollore im Sinne 
dieses Absatzes kontrollieren." 

4. § 11 Abs. 1 lautet: 

"§ 11. (1) Jedem Anleger haften für den 
Schaden, der ihm im Vertrauen auf die Richtigkeit 
oder Vollständigkeit der Prospektangaben (§ 7) 
oder der sonstigen nach diesem Bundesgesetz 
erforderlichen Angaben (§§ 6 und 10), die für die 
Beurteilung der Wertpapiere oder Veranlagungen 
erheblich sind, entstanden ist, 

1. der Emittent für durch eigenes Verschulden 
oder durch Verschulden seiner Leute oder 
sonstiger Personen, deren Tätigkeit zur 
Prospekterstellung herangezogen wurde, er­
folgte unrichtige oder unvollständige Anga­
ben, 

2. der Prospektkontrollor für durch eigenes 
grobes Verschulden oder durch grobes 
Verschulden seiner Leute oder sonstiger 
Personen, deren Tätigkeit zur Prospektkon­
trolle herangezogen wurde, erfolgte unrich­
tige oder unvollständige Kontrollen, 

3. derjenige, der im eigenen oder im fremden 
Namen die Vertragserklärung des Anlegers 
entgegengenommen hat und der Vermittler 
des Vertrages, sofern die in Anspruch 
genommene Person den Handel oder die 
Vermittlung von Wertpapieren oder Veran~ 
lagungen gewerbsmäßig betreibt und sie oder 
ihre Leute die Unrichtigkeit oder Unvoll­
ständigkeit der Angaben im Sinne der Z 1 
oder der Kontrolle gekannt haben oder 
infolge grober Fahrlässigkeit nicht gekannt 
haben, und 

4. der Abschlußprüfer, der in Kenntnis der 
Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der 
Angaben im Sinne der Z 1 und in Kenntnis, 
daß der von ihm bestätigte Jahresabschluß 
eine Unterlage für die Prospektkontrolle 
darstellt, einen Jahresabschluß mit einem 
Bestätigungsvermerk versehen hat. 

Bei Vorliegen eines Ausschließungsgrundes beim 
Prospektkontrollor braucht der Anleger das 
Vorliegen des in den Z 1 oder 2 genannten 
Verschuldens nicht zu beweisen. Die Haftung nach 
Z 3 besteht nur gegenüber jenem Anleger, dessen 
Vertragserklärung ein Haftungspflichtiger entge­
gengenommen oder dessen Erwerb von Wert­
papieren oder Veranlagungen er vermittelt hat." 

5. Im zweiten Satz des § 12 Abs. 2 wird die 
Wortfolge "und der Versicherer eines allfälligen 
Gutachters" durch "und ein allfälliger Versicherer 
des Prospektkontrollors" ersetzt. 

6. § 14 Z 2 lautet: 

,,2. die Prospektkontrolle hat durch einen 
. Kontrollor gemäß § 8 Abs. 2 Z 3 oder 4 zu 
erfolgen; § 8 Abs. 2 letzter Satz ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß hinsichtlich des 
Versicherungsvertrages die Deckungssumme 
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pro einjähriger Versicherungsperiode minde­
stens 250 Millionen Schilling zu betragen 
hat;" 

7. In § 16 Z 2 entfällt die Wortfolge "oder als 
Gutachter" . 

8. § 16 Z 8 lautet: 

"8. trotz Vorliegens eines Ausschließungsgrundes 
einen Prospekt oder eine nach den §§ 6 und 
10 ändernde oder ergänzende Angabe als 
Prospektkontrollor (außer im Falle der 
gleichzeitigen Unterfertigung durch einen 
unbefangenen Kontrollor) unterfertigt oder 
einen Rechenschaftsbericht als Abschlußprü­
fer prüft oder eine derartige Prüfung oder 
Kontrolle durch einen Prüfer oder Kontrollor 

veranlaßt, bei dem ein Ausschließungsgrund 
vorliegt oder Wertpapiere oder Veranlagun­
gen anbietet, ohne daß der Meldestelle 
zeitgerecht die entsprechende Versicherung 
oder die erfolgte Prämienzahlung bekanntge­
geben wurde." 

9. In Anlage A Kapitel 6, Anlage B Kapitel 5 
und Anlage C Kapitel 6 entfällt jeweils die 
Wortfolge "und des Gutachters". 

10. § 19 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

"(4) § 8 Abs. 2 bis 5, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 2, 
§ 14 Z 2 . und § 16 Z 2 und 8 sowie die Anlagen A, 
Bund C in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL 
Nr. xxx/1993 treten mit dem 1. März 1994 in 
Kraft." 
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